
VwV-StVO zu Zeichen 240 und zu Zeichen 274 (Auszug)
(Hervorhebungen themenbezogen - fett)

Zu Zeichen 240 gemeinsamer Fuß- und Radweg
1   I.   Gemeinsame Fuß- und Radwege müssen außerorts und können
         innerorts, wenn die Anordnung der Radwegebenutzungspflicht
         erforderlich und verhältnismäßig ist, mit Zeichen 240 gekenn-
         zeichnet werden. Zur Radwegebenutzungspflicht vgl. zu § 2
         Abs. 4 Satz 2 (Rn. 9 ff.) und zur Freigabe linker Radwege für
         die Gegenrichtung vgl. Nummer II zu § 2 Abs. 4 Satz 3; Rn.
         35 ff.

2   II.  1. Ein gemeinsamer Fuß- und Radweg bewirkt eine Entmischung
            des Fahrzeugverkehrs und eine Mischung des Radverkehrs mit
            den Fußgängern auf einer gemeinsamen Verkehrsfläche.
3        2. In Hinblick auf die mit der Kennzeichnung verbundene
            Radwegebenutzungspflicht kann dies nur dann in Betracht
            kommen, wenn die Interessen des Radverkehrs das notwendig
            machen und wenn es nach den örtlichen Gegebenheiten und
            unter Berücksichtigung der Belange der Fußgänger, insbe-
            sondere der älteren Verkehrsteilnehmer und der Kinder, im
            Hinblick auf die Verkehrssicherheit vertretbar erscheint.
4   III. 1. An Lichtzeichenanlagen kann zur Führung der Fußgänger eine
            zusätzliche Fußgängerfurt (vgl. Nummer III zu § 25 Abs. 3;
            Rn. 3 bis 5) entbehrlich sein.

5        2. An den roten und grünen Lichtzeichen der Lichtzeichen-
            anlage für Fußgänger werden in der Regel, wenn sich orts-
            und verkehrsbezogen keine andere Lösung anbietet, jeweils
            die Sinnbilder für Fußgänger und Radfahrer gezeigt. Zur
            Lichtzeichenregelung vgl. zu § 37 Abs. 2 Nr. 5 und 6; Rn.
            42 ff.



Zu Zeichen 274 Zulässige Höchstgeschwindigkeit
1   I.   Gründe für Geschwindigkeitsbeschränkungen
         Geschwindigkeitsbeschränkungen sollten, außer wenn unange-
         messene Geschwindigkeiten mit Sicherheit zu erwarten sind,
         nur auf Grund von Verkehrsbeobachtungen oder Unfallunter-
         suchungen dort angeordnet werden, wo diese ergeben haben, daß
2        1. für den Fahrzeugführer eine Eigenart des Straßenverlaufs
            nicht immer so erkennbar ist, daß er seine Geschwindigkeit
            von sich aus den Straßenverhältnissen anpaßt. Das kann vor
            allem der Fall sein,

3           a) wenn in Kurven, auf Gefällstrecken mit Kurven und an
               Stellen besonders unebener Fahrbahn häufiger Kraftfahr-
               zeugführer die Gewalt über ihr Fahrzeug verlieren, ohne
               durch die Begegnungen mit einem anderen Verkehrsteil-
               nehmer zu einer Änderung ihrer Fahrweise gezwungen
               worden zu sein. An solchen Stellen sollten Geschwindig-
               keitsbeschränkungen aber nur ausgesprochen werden, wenn
               Warnungen vor der Gefahrstelle (durch Zeichen 103 oder
               105 oder durch Richtungstafeln - vgl. § 43 Abs. 3 Nr. 3
               Buchstabe b -, durch Zeichen 108 oder durch Zeichen
               112) nicht ausreichen,

4           b) wenn an einer Kreuzung oder Einmündung auf der
               bevorrechtigten Straße so schnell gefahren wird, daß
               der Wartepflichtige die Fahrzeuge mit Vorfahrt nicht
               rechtzeitig sehen kann;

5        2. auf einer bestimmten Strecke eine Verminderung der
            Geschwindigkeitsunterschiede geboten ist. Das kann vor
            allem der Fall sein
6           a) außerhalb geschlossener Ortschaften auf einseitig oder
               beiderseits bebauten Straßen, wo durch den Anlieger-
               verkehr häufiger Unfälle oder gefährliche Verkehrslagen
               entstanden sind,

7           b) auf Strecken, auf denen längs verkehrende Fußgänger
               oder Radfahrer häufiger angefahren oder gefährdet
               worden sind,
8           c) vor Stellen, an denen Verkehrsströme zusammengeführt
               oder getrennt werden (vgl. auch Nummer II zu § 7;
               Rn. 2),

9           d) auf Steigungsstrecken und Gefällstrecken, auf denen
               große Geschwindigkeitsunterschiede zwischen langsamer
               fahrenden Lastkraftwagen und schnellen Personenkraft-
               wagen häufiger zu Unfällen oder gefährlichen
               Situationen geführt haben,

10          e) in bevorrechtigten Kreuzungszufahrten, wenn für
               Linksabbieger keine Abbiegestreifen markiert sind,

11          f) außerhalb geschlossener Ortschaften vor
               Lichtzeichenanlagen;



12       3. die tatsächlich gefahrenen Geschwindigkeiten von anderen
            Verkehrsteilnehmern unterschätzt oder nicht erwartet
            worden sind. Das kann außerhalb geschlossener Ortschaften
            vor allem der Fall sein

13          a) in bevorrechtigten Kreuzungszufahrten im Verlauf
               schnell befahrener Straßen,

14          b) an Kreuzungen und Einmündungen im Zuge von Fahrbahnen
               mit insgesamt vier oder mehr Fahrstreifen für beide
               Richtungen, wenn der auf die Fahrbahn einfahrende oder
               aus ihr ausfahrende Linksabbieger den durchgehenden
               Verkehr kreuzen muß oder sonstiger kreuzender Verkehr
               vorhanden ist,

15          c) auf Strecken, auf denen Fußgänger beim Überschreiten
               der Fahrbahn häufiger angefahren worden oder in Gefahr
               geraten sind.


